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Die agrarpolitische Diskussion des Jahres 1998 stand ganz im Zeichen der Agenda
2000. Die üblichen Agrarpreisbeschlüsse für das neue Wirtschaftsjahr, sonst regel-
mäßig Gegenstand lebhafter Auseinandersetzungen, wurden eher am Rande getrof-
fen, nicht zuletzt auch deshalb, weil die Kommission im wesentlichen eine Weiter-
führung der bisherigen Preise vorgeschlagen hatte. Auch die Änderungen des
agri-monetären Systems mit der Einführung des Euro zum Ende des Kalenderjahres
fanden nur vorübergehend eine begrenzte Aufmerksamkeit. Die durch die Reform
von 1992 eingeführten Ausgleichszahlungen, für die bisher der „eingefrorene"
landwirtschaftliche Umrechnungskurs von 1,94962 DM zur Anwendung kam, stie-
gen um 0,3%, während bei den Marktordnungspreisen, für die bisher ein Umrech-
nungskurs von 1,98391 DM angewandt wurde, die Umstellung auf den Euro zu
einer Senkung von 1,04% führte.1 Da dies unter der Schwelle einer spürbaren
Senkung von 2,6% blieb, kam es entgegen den Forderungen des Berufsstandes zu
keinem Ausgleich.

Wegen der überragenden Bedeutung der Diskussion um die Agenda 2000 wird
der diesjährige Beitrag zur Agrarpolitik ganz diesem Thema gewidmet. Eine
Schwierigkeit ergibt sich daraus, daß die Verhandlungen zum Jahresende keines-
wegs abgeschlossen waren. Ein Ergebnis wurde erst in der Sitzung des Agrar-
ministerrates vom 10. und 11. März 1999 erreicht, und auch dieses wurde auf dem
Berliner Sondergipfel vom 24. und 25. März 1999 noch einmal in entscheidenden
Punkten geändert. Angesichts der Bedeutung der Agenda 2000 und des Interesses,
das sie in der Öffentlichkeit fand, erschien es sinnvoll, auch das in Berlin erzielte
Ergebnis mit einzubeziehen.

Auf die Gründe, die die Kommission veranlaßten, am 16. Juli 1997 ihre
Mitteilung „Agenda 2000: Eine stärkere und erweiterte Union" vorzulegen und auf
den Inhalt der darin enthaltenen Vorschläge wurde im vergangenen Jahr an dieser
Stelle ausführlich eingegangen und über Reaktionen darauf berichtet.2 Trotz
anfänglich überwiegender Ablehnung im Ministerrat einigte sich dieser überra-
schenderweise in seiner letzten Sitzung vom 20. November 1997 darauf, einen
grundsätzlichen Reformbedarf anzuerkennen und die Kommission zu beauftragen,
Vorschläge für entsprechende Verordnungstexte zu erarbeiten. Diese Vorschläge
legte die Kommission am 18. März 1999 vor.3
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Verordnungsvorschläge zu den Marktordnungen im Rahmen der Agenda 2000

In ihren Vorschlägen zu den Marktordnungen für Getreide, Ölsaaten und
Eiweißpflanzen wich die Kommission nur geringfügig von ihrem im Juli 1997 vor-
gelegten Konzept ab. Beibehalten wurde der Vorschlag einer Senkung des
Interventionspreises für Getreide zur Ernte 2000 um 20% (von 119,19 Euro/t auf
95,35 Euro/t unter Anhebung der Ausgleichszahlung von 54 Euro/t auf 66 Euro/t,
bezogen auf den regionalen Durchschnittsertrag). Festgehalten wurde auch an dem
Vorschlag, für Ölsaaten und freiwillig stillgelegte Rächen den für Getreide ermit-
telten Ausgleichsbetrag je Hektar zu zahlen und nur für Eiweißpflanzen einen
Zuschlag vorzunehmen. Das gleiche gilt für den Vorschlag, die konjunkturelle
Flächenstillegung als Instrument beizubehalten, den Satz jedoch auf null zu redu-
zieren. Nachdem der ursprüngliche Vorschlag, Silogetreide (vor allem Mais) nicht
in die Ausgleichsregelung für Getreide einzubeziehen, auf heftigen Widerstand
gestoßen war, wurde Silogetreide in den Vorschlägen vom März 1998 wieder voll
in die Ausgleichsregelung einbezogen. Die Regelungen an der Außengrenze der
Gemeinschaft, d. h. Importzölle und Exporterstattungen bei unter dem Inlandspreis
liegenden Weltmarktpreisen, sollten auf dem durch die Preissenkung ermäßigten
Niveau beibehalten werden.

Bei der besonders problematischen Marktordnung für Rindfleisch versuchte die
Kommission, einen neuen Weg einzuschlagen. Beibehalten wurde der Plan einer
Senkung des effektiven Stützpreises in drei Schritten von 2.780 Euro/t auf 1.950
Euro/t. Die zum Ausgleich dafür vorgesehenen Tierprämien sollten jedoch nur noch
zum Teil in einheitlicher Höhe gewährt werden. Ein Teil sollte den Mitgliedstaaten
als Pauschalbeträge im Rahmen nationaler Plafonds (auch „envelopes" genannt)
zugewiesen werden, die sie nach eigener Entscheidung im Rahmen bestimmter
Obergrenzen zur Aufstockung der einheitlichen Tierprämien oder zur Gewährung
einer Grünlandprämie verwenden können sollten. Insgesamt sollten sich diese
Plafonds im Jahr 2003 auf knapp 2 Mrd. Euro belaufen, darunter für die Bundes-
republik Deutschland 373 Mio. Euro. Überraschenderweise stieß gerade dieser
Vorschlag bei den Regierungen auf heftige Kritik.

Bei Milch verschärfte die Kommission ihren ursprünglichen Vorschlag einer
Preissenkung von 10% auf 15% bei den Interventionspreisen für Butter und Mager-
milchpulver. Zum Ausgleich sollte pro Kuh mit der EU-Durchschnittsleistung von
5.800 Litern eine Prämie von 100 Euro eingeführt werden, wobei die tatsächliche
Leistung über eine Ermittlung der Prämienrechte durch Division der einzelbetrieb-
lichen Garantiemenge durch 5.800 berücksichtigt werden sollte. Für die niedrigere
Verwertung des Rindfleisches sollte noch einmal eine EU-einheitliche Prämie von
35 Euro pro Jahr hinzukommen und eine Aufstockung auf 230 Euro im Rahmen der
für Milchkühe vorgesehenen nationalen Plafonds von 922 Mio. Euro (davon für
Deutschland 219 Mio. Euro) zulässig sein. Die Rückführung der Preisstützung und
die Einführung der Kuhprämien sollte in vier gleichen Jahresschritten, beginnend
mit dem Jahr 2000, erfolgen. Die Milch-Garantiemengenregelung sollte bis zum
Jahr 2006 verlängert werden, die Garantiemenge selbst um 2% (1% für
Junglandwirte und 1% für Berggebiete) erhöht werden.
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Besondere Bedeutung kam in den Vorschlägen vom März 1998 den sogenannten
übergreifenden Regelungen zu. Dazu gehörte der Vorschlag, die Direktzahlungen
nur bis 100.000 Euro pro Betrieb voll auszuzahlen, für den Betrag zwischen
100.000 und 200.000 Euro eine Kürzung um 20% vorzunehmen und für darüber
hinausgehende Beträge eine Kürzung um 25%. Den Mitgliedstaaten sollte freige-
stellt werden, die Ausgleichszahlungen an die Einhaltung angemessener Umwelt-
auflagen zu binden (cross compliance), und soweit sie diesen nicht entsprechen
würden, Kürzungen vorzunehmen. Darüber hinaus sollten die Mitgliedstaaten
zusätzliche Kürzungen in den Fällen vornehmen können, in denen sich die
Betriebsorganisation durch einen besonders niedrigen Arbeitsbedarf auszeichnete
(Modulation). Die durch beide Regelungen eingesparten Mittel sollten den
Mitgliedstaaten zur Aufstockung von AgrarumWeitprogrammen verbleiben.

Vorschläge zu den die Strukturpolitik betreffenden Verordnungen

In dem im März 1998 vorgelegten Vorschlag zur Änderung der Grundveränderung
zu den Strukturfonds wurden die Vorschläge vom Juli 1997 weitgehend unverän-
dert übernommen.4 Für deren Umsetzung wurden konkretere Vorgaben gemacht.
Durch strenge Einhaltung des Kriteriums für die Abgrenzung der Ziel-1-Gebiete,
daß während der letzten drei Jahre das Bruttoinlandsprodukt je Einwohner weniger
als 75% des EU-Durchschnitts betragen haben mußte, wurde eine Verminderung
des auf diese Gebiete entfallenden Bevölkerunganteils auf 20% erwartet. Die
Gebiete für das neue Ziel 2 sollten maximal 18% der Bevölkerung umfassen, und
zwar 10% in den Industrie- und Dienstleistungsgebieten, 5% in den ländlichen
Gebieten, 2% in den städtischen Gebieten und 1% in den von der Fischerei abhän-
gigen Gebieten. Für weitere 2% wurden Übergangsregelungen vorgeschlagen.5 Für
die Abgrenzung dieser Gebiete wurden unterschiedliche Kriterien genannt. Für die
ländlichen Gebiete waren dies Kriterien zur Kennzeichnung der Ländlichkeit,
wofür eine Bevölkerungsdichte unter 100 Einwohnern je Quadratkilometer oder ein
über dem Doppelten des EU-Durchschnitts liegender Anteil der landwirtschaft-
lichen Erwerbstätigen herangezogen werden sollen, und Kriterien für den Problem-
druck, wie eine über dem EU-Durchschnitt liegende Arbeitslosenquote oder
Bevölkerungsrückgang. Nur Kreise, die beiden Gruppen von Kriterien genügten
sollten zum Fördergebiet gehören. Um gravierende Brüche zu vermeiden, wurde
ein Sicherheitsnetz vorgeschlagen, das jedem Mitgliedstaat im Ziel 2 einen förder-
fähigen Bevölkerungsanteil von mindestens zwei Drittel der heutigen Ziel-2- und
Ziel-5b-Gebiete bietet.6

Die Mitteilung der Kommission vom Juli 1997 enthielt neben den Vorschlägen
zu den Strukturfonds in ihrem agrarpolitischen Teil Vorschläge zur Agrarstruktur-
politik und zur Förderung ländlicher Räume.7 Diese liefen - vereinfacht formuliert
- darauf hinaus, zusätzlich zu den bisher aus der Abteilung Garantie des
Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft (EAGFL)
geförderten Maßnahmen, wie die durch die Reform von 1992 eingeführten „flan-
kierenden Maßnahmen" (umweltgerechte und den natürlichen Lebensraum sichern-
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de landwirtschaftliche Produktionsverfahren, Vorruhestand und Aufforstung), auch
diejenigen Maßnahmen aus dieser Abteilung zu finanzieren, die bisher aus der
Abteilung Ausrichtung finanziert worden waren, aus dieser Finanzierung durch die
Verwirklichung der Vorschläge für die Strukturfonds aber ausscheiden würden.
Dazu gehören außerhalb der Ziel-1-Gebiete, in denen sie weiterhin - integriert in
die regionalen Strukturfondsprogramme - aus der Abteilung Ausrichtung finanziert
werden, Maßnahmen zur strukturellen Anpassung des Agrarsektors (Investitions-
förderung, Junglandwirteförderung, Aus- und Weiterbildung, Investitionen in
Verarbeitungs- und Vermarktungsbetrieben, Förderung der Forstwirtschaft) und
Maßnahmen zur Anpassung ländlicher Räume. Außerdem sollte die 1975 einge-
führte Ausgleichszulage in Berggebieten und benachteiligten Gebieten in Zukunft
aus der Abteilung Garantie des EAGFL finanziert werden.

Die von der Kommission am 18. März 1998 vorgelegten Entwürfe enthielten
daher auch den Vorschlag für eine neue Verordnung „Ländliche Entwicklung", die
alle bisherigen einschlägigen Verordnungen zusammenfaßte und für die zu Beginn
des Förderzeitraumes im Jahr 2000 in der Abteilung Garantie des EAGFL 4,1 Mrd.
Euro zur Verfügung stehen sollten (davon 1,9 Mrd. Euro für Maßnahmen, die bis-
her aus der Abteilung Ausrichtung finanziert wurden).

Finanzierungsprobleme im Zusammenhang mit der Agenda 2000

Die Verhandlungen über die Verordnungsvorschläge kamen zunächst nur schlep-
pend in Gang, nicht zuletzt auch wegen der für den 27. September 1998 anstehen-
den Wahlen zum Deutschen Bundestag. Danach nahm der Handlungsdruck zu, da
an dem ursprünglichen Zeitplan, die Agenda 2000 noch im ersten Quartal 1999 zu
verabschieden, festgehalten werden sollte. Wegen der sehr weit auseinander lie-
genden Positionen der Mitgliedstaaten (die Reformvorschläge gingen Deutschland
und Frankreich zu weit, Schweden und Großbritannien nicht weit genug, die
Mittelmeerländer beharrten auf Sonderpositionen) wurden zunächst kaum
Verhandlungsfortschritte erzielt.

Ein neues Element wurde mit dem Wiener Gipfel vom 11. und 12. Dezember
1998 sichtbar. Die Finanz- und Außenminister hatten schon früher Bedenken gegen
die in den Kommissionsvorschlägen enthaltene Ausweitung des Finanzrahmens
geäußert. Diese Bedenken verdichteten sich nun zu der Forderung, die Mittel für
die Agrarpolitik real auf dem Stand von 1999, das heißt einem Niveau von 40,5
Mrd. Euro einzufrieren. Bei einer angenommenen Inflationsrate von 2% bedeutete
diese Forderung nach „realer Konstanz", daß die Mittel für den Gesamtzeitraum
2000-2006 den Betrag von 307 Mrd. Euro (284 Mrd. Euro in Preisen von 1999)
nicht überschreiten sollten. Die Staats- und Regierungschefs schlössen sich dieser
Forderung an.8 Damit entstand eine völlig neue Situation, da alle bisher diskutier-
ten Modelle auf der Annahme beruhten, daß eine Begrenzung des Mittelrahmens
nur durch die Agrarleitlinie gegeben sei. Die Vörausschätzungen der Kommission
für ihre Vorschläge blieben unter dieser Grenze, beinhalteten aber deutliche reale
Kostensteigerungen.
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Die Situation wurde weiterhin dadurch kompliziert, daß die neue
Bundesregierung mit der Forderung angetreten war, den deutschen Nettobeitrag
zum EU-Haushalt drastisch zu reduzieren. Dieser Beitrag hatte 1997 bei rund
11 Mrd. ECU gelegen und erklärte sich im wesentlichen aus der Tatsache, daß die
in Deutschland anfallenden Mittel der Gemeinschaft 28% des EU-Haushaltes aus-
machen, während die Anteile an den Rückflüssen über die Agrarpolitik und über die
Strukturfonds nur jeweils 14% erreichten. Allein über die Agrarpolitik ergab sich
ein „Nettobeitrag" Deutschlands in Höhe von fast 6 Mrd. ECU, der allerdings pro-
blematisch ist, da Marktentlastungen, die durch Intervention oder Export-
erstattungen vorgenommen werden, in einem Binnenmarkt nicht notwendigerweise
der Landwirtschaft des Landes zugute kommen, in dem sie erfolgen.9

Eine Möglichkeit, den Finanzrahmen einzuhalten und gleichzeitig eine
Verminderung des deutschen Nettobeitrages zu erreichen, wurde in der nationalen
Kofinanzierung der Ausgleichszahlungen gesehen. Die Kommission hatte schon
früher eine solche Kofinanzierung mit einem Satz von 25% ins Gespräch
gebracht,10 ein Vorschlag, der noch von der alten Bundesregierung aktiv verfolgt
worden war und auch im Europäischen Parlament Unterstützung fand.11 Als die
deutsche Präsidentschaft in der Schlußphase der Verhandlungen diesen Vorschlag
favorisierte, stieß sie auf harten Widerstand der Länder, die durch das derzeitige
System als Nettoempfänger begünstigt werden. Nachdem der französische
Landwirtschaftsminister ihn als absolut unannehmbar bezeichnet hatte, wurde er
nicht weiter verfolgt.

Eine weitere Möglichkeit, den vorgegebenen Finanzrahmen einzuhalten, wurde
darin gesehen, nur einen Teil der Kommissionsvorschläge zu verwirklichen. Bei
dieser „Agenda light" sollte die Reform des Milchmarktes, für die der geringste
Handlungsdruck gesehen wurde, ausgeklammert werden. Dieser Vorschlag stieß
jedoch auf Widerstand Schwedens, Großbritanniens, Dänemarks und Italiens, die
eine weitergehende Reform des Milchmarktes mit einer Senkung der Interventions-
preise um 30%, einer Aufstockung der Garantiemenge um 4% und einen verbind-
lichen Beschluß, die Garantiemengenregelung nach 2006 auslaufen zu lassen, for-
derten und dabei zeitweilig auch von Griechenland unterstützt wurden. Auch die
Kommission ließ erkennen, daß sie nicht bereit sei, einen Vorschlag im Sinne der
„Agenda light" vorzulegen.12

Von französischer Seite wurde zur Einhaltung des Finanzrahmens eine zeitliche
Degression der Ausgleichszahlungen vorgeschlagen. Danach sollten die
Ausgleichszahlungen für Ackerkulturen um jährlich 3%, für tierische Produkte um
jährlich 1% gekürzt werden. Österreich schlug in der letzten Verhandlungsrunde
vor, die Ausgleichszahlungen dem Betrag nach einer wesentlich stärkeren
Degression zu unterwerfen, als dies von der Kommission vorgeschlagen worden
war. Danach sollten nur noch die ersten 75.000 Euro in voller Höhe gezahlt werden
und ab 150.000 Euro bereits eine Kürzung um 50% vorgenommen werden, ein
Vorschlag, der für Deutschland wegen der Situation in den neuen Bundesländern
unannehmbar war.
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Die Beschlüsse zum agrarpolitischen Teil der Agenda 2000

In der letzten Phase wurden die Verhandlungen auf verschiedenen Ebenen geführt.
Der Rat der Agrarminister hatte angesichts der sich immer deutlicher abzeichnen-
den Schwierigkeiten bereits auf seiner Sitzung vom 14. und 15. Dezember 1998
eine „Hochrangige Gruppe" eingesetzt, die die Verhandlungen zwischen den Rats-
tagungen weiterführte und auf die sich die Arbeit zunehmend verlagerte, als in der
Ratssitzung vom 18. und 19. Januar 1999 in den Bereichen Milch und Rindfleisch
scheinbar unüberbrückbare Gegensätze verblieben. Der Plan, eine Einigung im
Ministerrat auf seiner - bei der Eröffnung von massiven Bauernprotesten begleite-
ten - Sitzung vom 22. bis 25. Februar 1999 in Brüssel zu erreichen, scheiterte. Die
nächste Sitzung sollte am 2. und 3. März 1999 stattfinden, wurde dann aber auf den
4. und 5. März 1999 verschoben, um zunächst deutsch-französische Konsultationen
vorzuschalten, da es vor allem die gegensätzlichen Positionen dieser beiden Länder
waren, die einer Einigung entgegenstanden. In diesen Konsultationen wurde die
unnachgiebige Haltung Frankreichs in der Frage der Kofinanzierung deutlich. Im
Ministerrat kam es wiederum nicht zu einer Einigung, vor allem auch deshalb, weil
es sich als äußerst schwierig erwies, die Vorgaben für den Finanzrahmen, die von
den Staats- und Regierungschefs auf ihrem informellen Treffen auf dem Petersberg
vom 25. und 26. Februar 1999 noch einmal bekräftigt worden waren, einzuhalten.13

Der Agrarministerrat kam erst auf seiner Sitzung vom 10. und 11. März 1999 zu
einer Einigung.14 Im Bereich der Ackerkulturen folgte er den Vorschlägen der
Kommission, mit dem Unterschied, daß die Senkung des Interventionspreises um
20% in zwei Schritten erfolgen sollte. Der Regelsatz für die obligatorische
Flächenstillegung wurde für die Wirtschaftsjahre 2000/01 und 2001/02 auf 10%,
anschließend auf 0% festgesetzt. Für Mais wurde die Fortsetzung spezifischer
Referenzerträge beschlossen.

Für Rindfleisch wich die durch den Agrarministerrat beschlossene Regelung
erheblich von den Kommissionsvorschlägen ab. Als neues Instrument wurde ein
Grundpreis eingeführt, dessen Niveau gegenüber dem Preis, zu dem bisher die
Intervention erfolgte (80% des Interventionspreises), in drei Stufen um 20% redu-
ziert wird, womit er im Wirtschaftsjahr 2002/03 bei 2.224 Euro/t liegt. Wenn der
Marktpreis 2.290 Euro/t unterschreitet (Auslösungsschwelle), sollen Beihilfen zur
privaten Lagerhaltung gewährt werden. Sinkt der Marktpreis trotzdem auf 70% des
Grundpreises, d. h. auf 1.560 Euro/t, erfolgt eine obligatorische Intervention. Da
dies gegenwärtig bei 60% des Interventionspreises, dies sind 2.085 Euro/t, der Fall
ist, wird das sogenannte Sicherheitsnetz um 25% gesenkt. Für die zum Ausgleich
für die Preissenkung vorgesehenen Prämien, deren Anhebung ebenfalls in drei
Schritten erfolgt, wurden in der Endstufe einheitliche Prämien von 210 Euro für
Bullen, 150 Euro (zweimal ausbezahlt) für Ochsen und 200 Euro für Mutterkühe
EU-einheitlich festgelegt. Hinzu kommt eine Schlachtprämie von 80 Euro für alle
Rinder ab einem Alter von neun Monaten und von 50 Euro für Kälber zwischen
einem Monat und sieben Monaten. Diese einheitlichen Schlachtprämien gehen zu
Lasten der zunächst vorgeschlagenen nationalen „envelopes", so daß für
Prämienaufstockungen nur noch ein geringer Spielraum verbleibt.
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Für Milch wurde beschlossen, die Senkung des Interventionspreises um insge-
samt 15% erst mit dem Wirtschaftsjahr 2003/04 beginnen zu lassen. Gegenläufig
dazu soll eine Ausgleichszahlung eingeführt werden, deren endgültige Höhe 17,24
Euro/t (etwa 40% der Preissenkung, wenn diese voll auf die Erzeugerebene durch-
schlägt) erreicht und für die eine einzelbetriebliche Referenzmenge gewährt wird.
Die Quotenregelung soll bis zum Jahr 2006 fortgeführt werden. Im Jahr 2003 soll
eine Halbzeitbewertung mit dem Ziel vorgenommen werden, das Quotenregime
danach auslaufen zu lassen. Die Quoten sollen in den kommenden Jahren um 2,4
Prozentpunkte aufgestockt werden, und zwar 1,5% für alle Länder, wozu für
Griechenland, Spanien, Irland, Italien und Nordirland noch einmal bestimmte
Mengen hinzukommen.

Bei den horizontalen Maßnahmen einigte sich der Agrarministerrat darauf, von
einer zeitlichen Degression der Ausgleichszahlungen abzusehen und auch keine
Degression in Abhängigkeit vom Umfang dieser Ausgleichszahlungen vorzuschrei-
ben. Es wird den Mitgliedstaaten jedoch freigestellt, eine solche im Rahmen
nationaler Regelungen einzuführen. Trotz der Mitteleinsparungen, die durch die
zeitliche Streckung der Einführung von Ausgleichszahlungen im Rahmen der
Milchmarktordnung erreicht wurde, überschritten die Beschlüsse des Agrar-
ministerrates mit Gesamtkosten von 314 Mrd. Euro die Vorgaben des
Finanzrahmens um rund 7 Mrd. Euro.

Bei der abschließenden Abfrage durch die Präsidentschaft hatte sich Portugal
ablehnend geäußert und Frankreich Vorbehalte, vor allem wegen der Überschrei-
tung des Finanzrahmens angemeldet. Sie waren jedoch nicht als Widerspruch inter-
pretiert worden, so daß es Überraschung auslöste, als der französische Agrar-
minister am folgenden Tag den Kompromiß als unannehmbar bezeichnete und im
übrigen die Auffassung vertrat, es sei kein Beschluß zustande gekommen, da es
keine offizielle Abstimmung gegeben habe.

Wie kaum anders zu erwarten war, fanden die Beschlüsse eine unterschiedliche
Aufnahme. Vom Deutschen Bauernverband wurden sie wegen der befürchteten
damit verbundenen Einkommenseinbußen abgelehnt, obwohl die aus der Sicht der
Landwirtschaft erfolgten Entschärfungen gegenüber den Kommissionsvorschlägen
als Erfolg der massiven bäuerlichen Proteste gewertet wurden. Unter den
Stellungnahmen der Landesbauernverbände der neuen Bundesländer finden sich
positivere Beurteilungen, vor allem deshalb, weil die einzelbetriebliche Degression
der Ausgleichszahlungen nicht beschlossen wurde.15 Die Agrarminister der
Bundesländer konnten sich nicht zu einer einheitlichen Stellungnahme durchringen.
Während die Agrarminister der SPD-regierten Länder die Abmilderungen gegenü-
ber den Kommissionsvorschlägen und die Tatsache, daß überhaupt ein Kompromiß
erreicht wurde, als Erfolg des deutschen Agrarministers werteten, äußerten sich die
Agrarminister der CDU/CSU-geführten Bundesländer ablehnend.16 Äußerungen
deutscher Abgeordneter im Europäischen Parlament lassen das gleiche parteipoliti-
sche Muster erkennen.17

Jahrbuch der Europäischen Integration 1998/99 131



DIE POLITIKBEREICHE DER EUROPÄISCHEN UNION

Unmittelbare Äußerungen aus Frankreich zu dem Ministerratsbeschluß ließen
befürchten, daß das „Agrarpaket" auf dem Berliner Sondergipfel vom 24. und 25.
März 1999 wieder aufgeschnürt werden würde. Diese Befürchtung traf zu. Von
französischer Seite wurden Neuverhandlungen massiv gefordert, die mit der Über-
schreitung des Finanzrahmens begründet wurden. Auch von britischer Seite wurde
auf Nachverhandlungen gedrängt, nachdem sich eine Verbindung zwischen der
Überschreitung des Finanzrahmens und der Forderung nach Abschaffung des soge-
nannten „Britenrabattes" herausgebildet hatte. Ein Scheitern der Verhandlungen
war daher bis zuletzt nicht auszuschließen und erst am 26. März gegen 6.00 Uhr
morgens konnte der deutsche Ratspräsident, Bundeskanzler Gerhard Schröder, das
in mühsamen Verhandlungen erzielte Ergebnis verkünden.

Bei den landwirtschaftlichen Marktordnungen weicht es in einigen Bereichen
erheblich von dem Beschluß des Agrarminsterrates ab.18 Bei Getreide wurde die
Preissenkung von 20% auf 15% reduziert und über die Wirtschaftsjahre 2000/01
und 2001/02 verteilt. Über eine weitere Preissenkung um 5% soll erst danach ent-
schieden werden. Für den Gesamtzeitraum 2000-2006 soll die Flächenstillegung
mit 10% festgeschrieben werden. Bei Rindfleisch wurden die Ministerratsbe-
schlüsse im wesentlichen beibehalten und nur in einzelnen Punkten Verbesserungen
aus der Sicht der französischen Rindermäster beschlossen. Am weitesten gehen die
Abweichungen bei Milch. Nach den Beschlüssen der Staats- und Regierungschefs
soll die Preissenkung um 15% in drei Jahresraten erst mit dem Wirtschaftsjahr
2005/06 beginnen. Gleiches gilt für die alle Mitgliedstaaten betreffende Erhöhung
der Garantiemengen um insgesamt 1,5%, während die Italien, Spanien, Irland und
Griechenland zugestandenen zusätzlichen Erhöhungen bereits im Jahr 2000 vorge-
nommen werden sollen. Vor allem durch die Verschiebung der Reform der
Milchmarktordnung ist die Einhaltung des vorgegebenen Finanzrahmens
annähernd erreicht worden.

Im Bereich der Strukturpolitik haben die Staats- und Regierungschefs den finan-
ziellen Rahmen enger gezogen. Statt der 230 Mrd. Euro (in Preisen von 1999), die
ursprünglich nach Abzug von 45 Mrd. Euro für die ersten Beitrittsländer für die
Strukturpolitik zur Verfügung stehen sollten, sollen es nunmehr nur noch 213 Mrd.
Euro sein, von denen 195 Mrd. Euro auf die Strukturfonds und 18 Mrd. Euro auf
den Kohäsionsfonds entfallen. Die Zielstruktur, die Zuordnung der Finanzierung
und die neue Verordnung „Ländliche Entwicklung" wurden beibehalten. Für die
Umschichtung von Ausgaben aus der Abteilung Ausrichtung in die Abteilung
Garantie des EAGFL wurden die Mitteln für die Agrarpolitik in Preisen von 1999
um 14 Mrd. Euro (von 284 auf 298 Mrd. Euro) erhöht. Insgesamt werden für den
gesamten Zeitraum 2000-2006 rund 30 Mrd. Euro in Preisen von 1999 für flankie-
rende und strukturelle Maßnahmen im Bereich der Landwirtschaft und des länd-
lichen Raumes zur Verfügung stehen.19
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Agrar- und Fischereipolitik

FISCHEREIPOLITIK

Hinsichtlich der Fischereipolitik setzte die Gemeinschaft 1998 ihre Bemühungen
fort, die Fischbestände langfristig zu sichern und sie auf ein Niveau zu bringen, das
eine nachhaltige Fischerei zuläßt. Bei der Festsetzung der Gesamtfangmenge soll
ein Vorsorgeansatz verstärkt zum Tragen kommen, der für die Fischbestände fol-
gende Kategorien vorsieht: (1) eine angestrebte Mindestgröße, die eine nachhaltige
Fischerei erlaubt, (2) eine Mindestgröße bei deren Unterschreitung besonders stren-
ge Bewirtschaftungsmaßnahmen ergriffen werden müssen, und (3) ein biologisches
Minimum, bei dessen Unterschreitung die Fischerei eingestellt wird.20

Anfang des Jahres verabschiedete der Fischereirat eine Verordnung über neue
technische Maßnahmen zur Erhaltung der Fischbestände. Dazu gehören neben der
Festsetzung von Gesamtfangmengen und Quoten die wichtigsten Regelungen zur
Bewirtschaftung unter Schonung der Jungfische und Minimierung der Beifänge.
Durch die neue Verordnung sollen die Selektivität der Fanggeräte verbessert und
Rückwürfe verringert werden.21

Im Juni 1998 beschloß der Rat ein vollständiges Verbot der Treibnetzfischerei ab
1. Januar 2002 in den EU-Gewässern (mit Ausnahme der Ostsee) für alle Schiffe,
auch diejenigen aus Drittstaaten, in internationalen und Drittlandsgewässern für
EU-Schiffe. Während der Übergangszeit darf die Treibnetzfischerei von den
Fahrzeugen, die sie bisher ausgeübt haben, nur noch sehr eingeschränkt und unter
strengen Auflagen und Kontrollbedingungen fortgesetzt werden. Die betroffenen
Fischer erhalten finanzielle Hilfen für die Umstellung auf andere Fangmethoden.
Im Dezember 1998 änderte der Fischereirat die bestehende Kontroll Verordnung mit
dem Ziel einer effizienteren und lückenloseren Überwachung, vor allem durch
intensivere Kooperation zwischen den Mitgliedstaaten, Erhöhung der Transparenz
bezüglich der getroffenen Maßnahmen, verstärkte Kontrolltätigkeit auch im nach-
gelagerten Bereich sowie mehr Befugnisse der Kommission bei der Überwachung
der Kontrollaktivitäten.23

Im Bereich der Marktpolitik wurden keine entscheidenden Maßnahmen
beschlossen. Die Orientierungspreise wurden für viele Fischarten unverändert aus
dem Vorjahr übernommen, für einige Arten geringfügig erhöht. Im Bereich der
Verbesserung der Fischereistruktur erfolgte eine weitere Umsetzung des im Vorjahr
für den Zeitraum 1998 bis Ende 2001 beschlossenen vierten mehrjährigen
Ausrichtungsprogramms für die Fischereiflotten der Mitgliedstaaten. Gegenüber
den Zielen des vorangegangenen Programms soll danach der Fischereiaufwand für
gefährdete und überfischte Bestände um bis zu 30% verringert werden.

Jahrbuch der Europäischen Integration 1998/99 133



DIE POLITIKBEREICHE DER EUROPÄISCHEN UNION

Anmerkungen
1 Vgl. Agrarbericht 1999, Agrar- und ernäh-

rungspolitischer Bericht der Bundesregierung,
S. 91.

2 Vgl. von Urff, Winfried, Agrar- und Fischerei-
politik, in: Weidenfeld, Werner; Wolfgang
Wessels (Hrsg.), Jahrbuch der Europäischen
Integration, 1997/98, Bonn 1998, S. 113-122.

3 Vgl. Agra-Europe, 12 (1998), Dokumentation.
4 Vgl. von Urff, a.a.O.
5 Die Reformvorschläge für die EU-Struktur-

politik, Agra-Europe, 16 (1998), Dokumenta-
tion sowie Vergleichende Analyse der Struk-
turfonds - Vorschläge, Agra-Europe, 17
(1998), Dokumentation. Eine Übersicht
zurÄnderung der Förderziele findet sich im
Beitrag Regionalpolitik und Infrastruktur in
diesem Band.

6 Für Deutschland ist dies problematisch, da die
aus Ziel 1 ausscheidenden Gebiete darin ein-
zubeziehen sind, und dieser Fall für Ostberlin
zutrifft, was für die übrigen Fördergebiete eine
Verminderung des Bevölkerungsplafonds um
42% auf 8,6 Mio Einwohner bedeuten würde,
d. h. nur wenig mehr, als heute in den indu-
striellen Problemgebieten gefördert werden.
Vgl. dazu Bühner, Theodor: Anmerkungen zur
Strukturförderung nach 1999 aus deutscher
Sicht, Vortrag anläßlich des Experten-
gespräches „Strukturförderung in ländlichen
Räumen nach 1999 - Instrumente und
Strategien für die Zukunft" am 17. Oktober

1998 in Braunschweig.
7 Vgl. Agra-Europe, 12 (1998), Dokumentation.
8 Vgl. Agra-Europe, 49 (1998), Europa-Nach-

richten, S. 15-17; Agra-Europe, 50 (1998),
Europa-Nachrichten, S. 17-19.

9 Für eine Darstellung der Nettoposition der ein-
zelnen Mitgliedstaaten und der damit verbun-
denen Problematik vgl. von Urff, a.a.O.

10 Vgl. Agra-Europe, 39 (1998), Europa-Nach-
richten, S. 18.

11 Vgl. Agra-Europe, 40 (1998), Europa-Nach-
richten, S. 24.

12 Vgl. Agra-Europe, 3 (1999), Europa-Nach-
richten, S. 1/2.

13 Vgl. Agra-Europe, 7 (1999), Europa-Nach-
richten, S. lf.; ebd. 9 (1999), S. 3-8 und S. 10;
ebd. 19 (1999), S.5-8 und ebd. 10 (1999),
Sonderbeilage.

14 Vgl. Agra-Europe, 11 (1999), Europa-Nach-
richten, S.l-4.

15 Vgl. Agra-Europe, 11 (1999), Länderberichte,
S. 10-16.

16 Vgl. Agra-Europe, 11 (1999), Länderberichte,
S.28-31.

17 Vgl. Agra-Europe, 11 (1999), Europa-
Nachrichten, S. 17-19.

18 Vgl. Agra-Europe, 13 (1999), Sonderbeilage.
19 Vgl. Agra-Europe, 13 (1999), Sonderbeilage
20 Vgl. Agrarbericht, a.a.O., S.86.
21 Vgl. Agrarbericht, a.a.O., S.86.
22 Vgl. Agrarbericht, a.a.O., S.86

Weiterführende Literatur
Agrarwirtschaft, Zeitschrift für Betriebswirt-

schaft, Marktwirtschaft und Agrarpolitik,
Schwerpunkt „Agenda 2000" 12 (1998).

EU-Kommission: „Agenda 2000. Eine stärkere
und erweiterte Union", veröffentlicht als
Bulletin der Europäischen Union, Beilage
5 (1997).

EU-Kommission: „Agenda 2000. Die
Finanzierung der Europäischen Union. Bericht
der Kommission über das Funktionieren des
Eigenmittelsystems", veröffentlicht als
Bulletin der Europäischen Union, Beilage
2 (1998).

European Commission, Directorate-General for

Economic and Financial Affairs: Towards a
Common Agricultural and Rural Policy for
Europe, European Economy, Reports and
Studies No. 5, 1997.

European Commission, Directorate-General for
Agriculture: Rural Developments, CAP 2000,
Working Document, 1997.

Kirschke, Dieter; Konrad Hagedorn; Martin
Odening; Harald von Witzke: Optionen für die
Weiterentwicklung der EU-Agrarpolitik. Kiel
1997.

Kirschke, Dieter et al.: Untersuchungen zur
Weiterentwicklung der EU-Agrarpolitik aus
Sicht der neuen Bundesländer. Kiel 1998.

134 Jahrbuch der Europäischen Integration 1998/99


